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Gli ederung 

Abschnitt I 

Europarats-Übereinkommen, die im Berichtszeitraum 
(Juni 2007 bis März 2009) gezeichnet oder ratifiziert wor- 
den sind und Europarats-Übereinkommen, die in Kürze 
gezeichnet oder ratifiziert werden 

Abschnitt ii 

Europarats-Übereinkommen, deren Zeichnung oder Rati- 
fikation noch geprüft wird 

Abschnitt iii 

Europarats-Übereinkommen, deren Inhalt durch Zeit- 
ablauf gegenstandslos geworden ist und Übereinkommen, 
deren Unterzeichnung oder Ratifikation nicht beabsich- 
tigt ist 


Nachfolgend wird über den Stand der Unterzeichnung 
und Ratifikation von Europarats-Übereinkommen im 
Zeitraum Juni 2007 bis März 2009 berichtet. 

Abschnitt i 

Europarats-Übereinkommen, die im Berichtszeitraum 
(Juni 2007 bis März 2009) gezeichnet oder ratifiziert wor- 
den sind und Europarats-Übereinkommen, die in Kürze 
gezeichnet oder ratifiziert werden. 

Nr. 127: Übereinkommen über die gegenseitige Amts- 
bilfe in Stenersacben 

Die Unterzeichnung des Übereinkommens er- 
folgte am 17. April 2008. Die Ratifizierung wird 
vorbereitet. 


Nr. 165: Übereinkommen über die Anerkennnng von 
Qnalifikationen im Hocbscbnlbereicb in der 
enropäiscben Region, 11. April 1997 

Die Bundesrepublik Deutschland hat das Über- 
einkommen am 11. April 1997 unterzeichnet. 
Die Ratifizierung erfolgte am 1. Oktober 2007. 

Durch Ratifikation und Inkrafttreten dieses 
Übereinkommens werden die durch Deutsch- 
land bereits gezeichneten und ratifizierten Über- 
einkommen Nr. 15, 21, 32, 49 und 138 gegen- 
standslos. 

Nr. 167: Zusatzprotokoll zum Übereinkommen über 
die Überstellung verurteilter Personen, 
18. Dezember 1997 

Die Bundesrepublik Deutschland hat das Über- 
einkommen am 18. Dezember 1997 unterzeich- 
net und ratifizierte es am 17. April 2007. Es ist 
am 1. August 2007 für Deutschland in Kraft ge- 
treten. 

Nr. 170: Änderungsprotokoll zum Europäischen 
Übereinkommen zum Schutz der für Versu- 
che und andere wissenschaftliche Zwecke 
verwendeten Wirbeltiere, 22. Juni 1998 

Deutschland hatte bereits am 26. November 
1999 unterzeichnet und ratifizierte das Ände- 
rungsprotokoll am 24. September 2004. 

Nachdem die EU-Mitgliedstaaten das so ge- 
nannte „protocol of amendment“ ratifiziert hat- 
ten, trat es mit der Ratifikation durch die Euro- 
päische Gemeinschaft (EG) am 2. Dezember 
2005 in Kraft. Danach können technische Än- 
derungen in den Anhängen in einem erleichter- 
ten Verfahren angenommen werden. Derartige 


Zugeleitet mit Schreiben des Auswärtigen Amts vom 12. März 2009 gemäß Beschluss vom 25. Januar 1990 (Bundes- 
tagsdrucksache 11/6074). 
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Änderungen können nun auf teehniseher Ebene 
angenommen werden (nieht mehr auf Minister- 
ebene) und sind nur formal dem Ministerkomi- 
tee zur Kenntnisnahme vorzulegen. Zwölf Mo- 
nate naeh der Annahme auf teehniseher Ebene 
treten diese dann in Kraft. 

Dieses neue Verfahren erleiehterte die Annahme 
der Überarbeitung des Anhangs A, in dem die 
Empfehlungen des Europarats für das Halten 
von Versuehstieren festgelegt sind. Die An- 
nahme erfolgte im Rahmen der vierten multila- 
teralen Konsultationen am 15. Juni 2006 in 
Straßburg, so dass die neuen grundlegend über- 
arbeiteten Empfehlungen am 15. Juni 2007 in 
Kraft getreten sind. Deutsehland hat dies dureh 
die Verordnung zu der Annahmeerklärung vom 
15. Juni 2006 über die Änderung von Anhang A 
des Europäisehen Übereinkommens zum Schutz 
der für Versuche und andere wissenschaftliche 
Zwecke verwendeten Wirbeltiere umgesetzt. 
Die Verordnung wurde am 26. November 2007 
im Bundesgesetzblatt 11 (S. 1714) verkündet und 
trat am Tag darauf in Kraft. 

Nr. 172: Übereinkommen über den Scbntz der Um- 
welt dnrcb das Strafrecht, 4. November 1998 

Das Übereinkommen wurde von der Bundes- 
republik Deutschland am 4. November 1998 
unterzeichnet. Die Ratifikation durch die Bun- 
desrepublik Deutschland ist beabsichtigt, aber 
noch nicht in Angriff genommen worden. Zu- 
nächst soll die Richtlinie des Europäischen Par- 
laments und des Rates vom 19. November 2008 
über den strafrechtlichen Schutz der Umwelt 
(Abi. EU L 328 vom 6. Dezember 2008, S. 28) 
umgesetzt werden. 

Nr. 173: Strafrechtsübereinkommen über Korruption, 
27. Januar 1999 

Das Übereinkommen wurde von der Bundes- 
republik Deutschland am 27. Januar 1999 
unterzeichnet. Es ist beabsichtigt, das Überein- 
kommen zusammen mit dem Zusatzprotokoll 
zum Strafrechtsübereinkommen über Korruption 
zu ratifizieren. Der Entwurf eines Ausfiihrungs- 
gesetzes liegt dem Deutschen Bundestag seit Ok- 
tober 2007 vor (Bundestagsdrucksache 16/6558). 
Das Vertragsgesetz wird zur Zeit vorbereitet. 

Nr. 174: Zivilrechtsübereinkommen über Korrup- 
tion, 4. November 1999 

Die Bundesrepublik Deutschland gehörte zu den 
Erstunterzeichnerstaaten am Tage der Aufle- 
gung zur Zeichnung, dem 4. November 1999. 
Die deutsche Rechtslage entspricht dem Über- 
einkommen weitgehend, so dass allenfalls ein 
geringer Umsetzungsbedarf besteht. Auf der Ba- 
sis der amtlichen deutschen Sprachfassung wer- 


den zurzeit ein Entwurf für das Vertragsgesetz 
und die Denkschrift vorbereitet. 

Da es sich allerdings um ein sogenanntes ge- 
mischtes Übereinkommen handelt, dessen Re- 
gelungsinhalt teilweise in die Zuständigkeit der 
Europäischen Union (EU) fällt, kann eine Rati- 
fikation nur erfolgen, wenn Deutschland hierzu 
von der EU ermächtigt würde. 

Nr. 175: Europäisches Übereinkommen zur Förde- 
rung der staatenübergreifenden Freiwilligen- 
arbeit für Jugendliche, 11. Mai 2000 

Das Übereinkommen ist seit dem 11. Mai 2000 
zur Zeichnung aufgelegt. Die Unterzeichnung 
des Übereinkommens wird derzeit durch die 
Bundesregierung vorbereitet. 

Nr. 177: Protokoll Nr. 12 zur Konvention zum Schutz 
der Menschenrechte und Grundfreiheiten, 
4. November 2000 

Deutschland hat das Protokoll bislang lediglich 
gezeichnet. Die Ratifizierung des Protokolls 
wurde vorerst zurückgestellt, um den weiteren 
Fortgang der Ratifizierung durch andere Staaten 
und die Entwicklung der Rechtsprechung des 
Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte 
nach dem Inkrafttreten des Protokolls zu beob- 
achten. Hierdurch soll eine klarere Einschätzung 
darüber erlangt werden, wie sich eine Ratifika- 
tion des 12. Protokolls auf die innerdeutsche 
Rechtsordnung aus wirken würde. 

Nr. 182: Zweites Zusatzprotokoll zum Europäischen 
Übereinkommen über die Rechtshilfe in 
Strafsachen, 8. November 2001 

Das Zweite Zusatzprotokoll zum Rechtshilfe- 
übereinkommen wurde bislang von 17 Mitglied- 
staaten des Europarats (darunter zehn EU-Mit- 
gliedstaaten) ratifiziert. Deutschland hat es am 
8. November 2001 unterzeichnet. Die Ratifika- 
tion des Zweiten Zusatzprotokolls ist zurzeit in 
Vorbereitung; zunächst war jedoch das Inkraft- 
treten des EU-Rechtshilfeübereinkommens ab- 
zuwarten, das in der Bundesrepublik Deutsch- 
land am 2. Februar 2006 erfolgt ist. 

Nr. 183: Europäisches Übereinkommen zum Schutz 
des audiovisuellen Erbes, 8. November 2001 

Die Konvention liegt seit dem 8. November 
2001 zur Unterzeichnung auf und ist am 1. Ja- 
nuar 2008 in Kraft getreten. Die Bundesrepublik 
Deutschland hat das Übereinkommen am 
15. September 2008 unterzeichnet. Eine mit den 
anderen deutschsprachigen Staaten abgestimmte 
amtliche Sprachfassung des Übereinkommens 
liegt vor. Die Ständige Vertragskommission der 
Länder wird nunmehr um Zustimmung zur Rati- 
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fikation gebeten. Naeh Vorliegen der Zustim- 
mung ist die Einleitung des Vertragsgesetzge- 
bungsverfahrens zur Ratifizierung beabsiehtigt. 

Nr. 184: Protokoll zum Europäischen Übereinkom- 
men zum Schutz des audio-visuellen Erbes, 
zum Schutz der Fernsehproduktionen, 8. No- 
vember 2001 

Das Protokoll liegt seit dem 8. November 2001 
zur Unterzeiehnung auf, ist aber noch nicht in 
Kraft getreten. Die Bundesrepublik Deutschland 
hat das Protokoll am 15. September 2008 unter- 
zeichnet. Die Ständige Vertragskommission der 
Länder wird nunmehr um Zustimmung zur Rati- 
fikation gebeten. Nach Vorliegen der Zustim- 
mung ist die Einleitung des Vertragsgesetzge- 
bungsverfahrens zur Ratifizierung beabsichtigt. 

Nr. 185: Übereinkommen über Datennetzkriminali- 
tät, 23. November 2001 

Das Übereinkommen wurde von der Bundesre- 
publik Deutschland am 23. November 2001 un- 
terzeichnet. Das Vertragsgesetz zu dem Über- 
einkommen vom 5. November 2008 ist am 
11. November 2008 in Kraft getreten 
(BGBl. 2008 11 S. 1242). Die Ratifikation wurde 
eingeleitet und wird in der ersten Hälfte des Jah- 
res 2009 erfolgen. 

Nr. 188: Zusatzprotokoll zum Europäischen Überein- 
kommen vom 16. November 1989 gegen 
Doping, 12. September 2002 

Das Zusatzprotokoll wurde von der Bundes- 
republik Deutschland am 15. Februar 2006 
unterzeichnet. Die Ratifikation des Übereinkom- 
mens erfolgte am 16. Mai 2007 (BGBl. 2007 11, 
706 ff). Das Übereinkommen ist am 1. Mai 
2008 für Deutschland in Kraft getreten. 

Nr. 189: Zusatzprotokoll zum Übereinkommen über 
Datennetzkriminalität betreffend die Krimi- 
nalisierung mittels Computersystemen be- 
gangener Handlungen rassistischer und 
fremdenfeindlicher Art, 28. Januar 2003 

Die Bundesrepublik hat das Zusatzprotokoll am 
28. Januar 2003 unterzeichnet. Mittlerweile 
liegt eine mit Österreich und der Schweiz abge- 
stimmte deutsche Sprachfassung vor. Die Ratifi- 
kation wird derzeit vorbereitet. 

Nr. 190: Protokoll zur Änderung des Europäischen 
Übereinkommens zur Bekämpfung des Ter- 
rorismus, 15. Mai 2003 

Die Bundesrepublik Deutschland hat das Proto- 
koll am 15. Mai 2003 unterzeichnet. Eine mit 
Österreich und der Schweiz abgestimmte deut- 


sche Sprachfassung liegt mittlerweile vor. Die 
Ratifikation wird derzeit vorbereitet. 

Nr. 191: Zusatzprotokoll zum Strafrechtsübereinkom- 
men über Korruption, 15 Mai 2003 

Die Bundesrepublik Deutschland hat das Zu- 
satzprotokoll am 15. Mai 2003 unterzeichnet. 
Die Ratifikation soll zusammen mit der des 
Strafrechtsübereinkommens über Korruption er- 
folgen. Der Entwurf eines Ausführungsgesetzes 
liegt dem Deutschen Bundestag seit Oktober 
2007 vor (Bundestagsdrucksache 16/6558). Das 
Vertragsgesetz wird zurzeit vorbereitet. 

Nr. 192: Umsetzungs stand des Europäischen Überein- 
kommens über den Umgang von und mit 
Kindern, 15. Mai 2003 

Das Abkommen ist zur Zeichnung aufgelegt, 
kann durch die Bundesrepublik Deutschland je- 
doch aufgrund einer noch fehlenden Ermächti- 
gung durch die Europäische Union noch nicht 
gezeichnet werden. Die Zeichnungsermächti- 
gung ist erforderlich, da das Übereinkommen 
Bestimmungen enthält, die in die ausschließli- 
che Zuständigkeit der Union fallen. 

Derzeit wird in Brüssel weiterhin über eine 
Zeichnungsermächtigung verhandelt. Letzter 
Vorgang im Zusammenhang mit dem Überein- 
kommen war ein Brief des Zivilrechtsausschus- 
ses „Allgemeine Fragen“ mit Fragen zum Über- 
einkommen an den Europarat. 

Nr. 193: Europäisches Übereinkommen über den 
Schutz von Tieren beim internationalen 
Transport (revidiert), 6. November 2003 

Nach Unterzeichnung des Übereinkommens am 
6. November 2003 und Ratifikation am 8. Fe- 
bruar 2007, ist es für die Bundesrepublik 
Deutschland am 9. August 2007 in Kraft getre- 
ten. 

Nr. 194: Protokoll Nr. 14 zur Konvention zum Schutz 
der Menschenrechte und Grundfreiheiten 
über die Änderung des Kontrollsystems der 
Konvention, 13. Mai 2004 

Die Bundesrepublik Deutschland hat das Proto- 
koll am 11. April 2006 ratifiziert. Für sein In- 
krafttreten bedarf es noch der Ratifikation durch 
Russland, das diese als einziger Mitgliedstaat 
des Europarats bislang noch nicht vorgenom- 
men hat. Im Dezember 2006 lehnte die Duma 
eine Ratifizierung ab; zahlreiche Versuche, 
Russland auf hoher politischer Ebene zu einer 
Ratfizierung zu bewegen, sind bislang erfolglos 
geblieben. 

Mit diesem Protokoll wird das Verfahren vor 
dem Europäischen Gerichtshof für Menschen- 
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rechte reformiert. Aufgrund der ständig steigen- 
den Anzahl von Individualbeschwerden ist der 
Gerichtshof überlastet; durch die Verfahrens- 
reform soll der Gerichtshof entlastet und damit 
ein Beitrag zu dessen langfristiger Funktionsfa- 
higkeit geleistet werden. 

Nr. 196: Übereinkommen des Enroparats znr Terro- 
rismnsprävention, 16. Mai 2005 

Das Übereinkommen ist seit dem 16. Mai 2005 
zur Zeichnung aufgelegt und wurde am 24. Ok- 
tober 2006 durch die Bundesrepublik Deutsch- 
land unterzeichnet. Die Arbeiten der Bundesre- 
gierung zur Ratifikation werden auf Grundlage 
der mit Österreich und der Schweiz abgestimm- 
ten deutschen Sprachfassung fortgesetzt. 

Nr. 197: Übereinkommen des Enroparats gegen Men- 
schenhandel, 16. Mai 2005 

Das Übereinkommen wurde am 16. Mai 2005 
zur Zeichnung aufgelegt und am 17. November 
2005 durch die Bundesregierung gezeichnet. 
Seit 3 1 . Mai 2006 ist Einigung über die amtliche 
deutsche Sprachfassung mit den anderen 
deutschsprachigen Ländern erzielt. Die Bundes- 
regierung bereitet zur Zeit die Ratifizierung vor, 
mit deren Abschluss in 2009 zu rechnen ist. 

Nr.l98: Übereinkommen des Enroparats über Geld- 
wäsche, Terrorismnsfinanziernng sowie 
Ermittlnng, Beschlagnahme nnd Einziehnng 
von Erträgen ans Straftaten, 16. Mai 2005 

Das Übereinkommen ist am 1. Mai 2008 in 
Kraft getreten und wurde bislang von elf Staaten 
ratifiziert. Die Bundesregierung bereitet die Un- 
terzeichnung derzeit vor. 

Nr. 201: Übereinkommen des Enroparats znm Schntz 
von Kindern vor sexneller Ansbentnng nnd 
sexnellem Missbranch, 25. Oktober 2007 

Das Übereinkommen wurde am 16. Mai 2005 
zur Zeichnung aufgelegt und am 17. November 
2005 durch die Bundesregierung gezeichnet. 
Seit dem 17. November 2008 ist Einigung über 
die amtliche deutsche Sprachfassung mit den 
anderen deutschsprachigen Ländern erzielt. Die 
Bundesregierung bereitet derzeit die Ratifizie- 
rung vor. 

Nr. 202: Europäisches Übereinkommen über die 
Adoption von Kindern (revidiert) 

Das Übereinkommen wurde am 27. November 
2008 zur Zeichnung aufgelegt und ist inzwi- 
schen von sieben Staaten, darunter vier Mit- 
gliedstaaten der EG (Belgien, Dänemark, Finn- 
land und Vereinigtes Königreich) gezeichnet 
worden. 


Es soll das Europäische Adoptionsübereinkom- 
men aus dem Jahr 1967 (Nr. 58) ablösen. Das 
Übereinkommen setzt den Staaten einen Rah- 
men, innerhalb dessen sie ihr materielles 
Adopotionsrecht gestalten können und sollen. 
Es enthält gegenüber dem Adoptionsüberein- 
kommen von 1967 modernere und flexiblere 
Regelungen. So können die Staaten auch für 
eine gemeinsame Adoption durch Lebenspart- 
ner votieren. 

Deutschland will das Übereinkommen so bald 
wie möglich zeichnen. Die erforderliche inner- 
staatliche Abstimmung steht kurz vor dem Ab- 
schluss. 

Abschnitt II 

Europarats-Übereinkommen, deren Zeichnung oder Rati- 
fikation noch geprüft wird 

Nr. 117: Protokoll Nr. 7 zur Konvention zum Schutz 
der Menschenrechte und Grundfreiheiten, 
22. November 1984 

Der Internationale Pakt über bürgerliche und 
politische Rechte enthält eine größere Anzahl 
von Garantien als die Europäische Menschen- 
rechtskonvention (EMRK). Die Parlamentari- 
sche Versammlung des Europarats hat, um eine 
Harmonisierung zu erreichen, 1976 vorgeschla- 
gen, die EMRK um möglichst viele dieser zu- 
sätzlichen Ziele zu erweitern. Das 7. Zusatzpro- 
tokoll zur EMRK enthält fünf Garantien: 
1. verfahrensrechtliche Schutzvorschriften für 
Ausländer in Bezug auf die Beendigung ihres 
rechtmäßigen Aufenthalts; 2. das Recht auf eine 
zweite Strafrechtsinstanz; 3. eine Garantie des 
Grundsatzes „ne bis in idem“; 4. einen Anspruch 
auf Entschädigung bei fehlerhaften strafrechtli- 
chen Urteilen; 5. den Grundsatz der Gleichbe- 
rechtigung der Ehegatten untereinander und in 
ihren Beziehungen zu ihren Kindern. 

Die Bundesregierung prüft weiterhin, ob eine 
Ratifikation des am 19. März 1985 von der Bun- 
desrepublik Deutschland Unterzeichneten Proto- 
kolls möglich ist. 

Nr. 124: Europäisches Übereinkommen über die An- 
erkennung der Rechtspersönlichkeit interna- 
tionaler nichtstaatlicher Organisationen, 
24. April 1986 

Das Übereinkommen ist bislang von der 
Schweiz, Belgien, Griechenland, Portugal, Ös- 
terreich, Slowenien, dem Vereinigten König- 
reich, Frankreich, der ehemaligen jugoslawi- 
schen Republik Mazedonien, Zypern und 2007 
durch die Niederlande ratifiziert worden. Es 
folgt bei der Frage, ob die Rechtsfähigkeit einer 
ausländischen Vereinigung anzuerkennen ist, 
der Gründungstheorie (Vorrang des satzungsmä- 
ßigen gegenüber dem tatsächlichen Sitz). Da 
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eine geplante, die Anerkennungsmaterie im 
deutsehen Reeht betreffende Regelung des inter- 
nationalen Privatreehts nieht präjudiziert wer- 
den soll, wird die Unterzeiehnung und Ratifika- 
tion dureh die Bundesrepublik Deutschland 
derzeit nicht in Betracht gezogen. 

Nr. 144: Übereinkommen über die Beteilignng von 
Ansländern am kommnnalen öffentlichen 
Leben, 5. Febrnar 1992 

Die Bundesrepublik hat das Übereinkommen 
Nr. 144 nicht unterzeichnet. Der Zeichnung ste- 
hen weiterhin grundsätzliche rechtliche Beden- 
ken entgegen. Das Übereinkommen sieht vor, 
dass sich jede Vertragspartei verpflichtet, jedem 
ansässigen Ausländer bei Kommunalwahlen das 
aktive und passive Wahlrecht unter bestimmten 
Bedingungen zuzugestehen. Die Regelung geht 
über das nationale und das Gemeinschaftsrecht 
hinaus. Ihre Umsetzung würde eine Änderung 
des Grundgesetzes erfordern, die nur in den 
Grenzen des Artikel 79 Absatz 3 des Grundge- 
setzes (GG) zulässig wäre und für die die erfor- 
derlichen qualifizierten Mehrheitsanforderun- 
gen nicht absehbar sind. 

34 der 47 Mitgliedstaaten des Europarats haben 
im Übrigen das Übereinkommen ebenfalls nicht 
unterzeichnet. 

Nr. 153: Europäisches Übereinkommen über urheber- 
und leistungsschutzrechtliche Fragen im 
Bereich des grenzüberschreitenden Satelli- 
tenrundfunks, 11. Mai 1994 

Der Sachstand hinsichtlich der Ratifikation des 
Übereinkommens durch Deutschland hat sich 
gegenüber dem Vorbericht nicht verändert. Die 
Ratifikation soll durch alle Mitgliedstaaten und 
die Gemeinschaft gemeinsam erfolgen. Einzelne 
Mitgliedstaaten streben jedoch keine Ratifika- 
tion des Übereinkommens an. Derzeit ist nicht 
zu erkennen, in welcher Form die EU-Kommis- 
sion ein gemeinsames Vorgehen erreichen wird. 

Nr. 163: Europäische Sozialcharta (revidiert), 3. Mai 
1996 

Die Bundesregierung prüft derzeit die Möglich- 
keiten für eine Ratifikation der am 29. Juni 2007 
gezeichneten Revidierten Europäischen Sozial- 
charta. Problematisch sind vor allem verschie- 
dene Anforderungen der Überwachungsgremien 
an die innerstaatliche Umsetzung der Europäi- 
schen Sozialcharta, die aus den sehr allgemein 
gehaltenen Bestimmungen der Charta abgelei- 
tet werden. 

Zur Ausräumung der bestehenden Probleme 
über die Anwendung der Europäischen Sozial- 
charta wurde der Dialog mit den Überwa- 
chungsgremien intensiviert. 


Nr. 164: Übereinkommen zum Schutz der Menschen- 
rechte und der Menschenwürde im Hinblick 
auf die Anwendung von Biologie und Medi- 
zin:Übereinkommen über Menschenrechte 
und Biomedizin, 4. April 1997 

Der Meinungsbildungsprozess zur Frage einer 
deutschen Unterzeichnung ist weiterhin noch 
nicht abgeschlossen. Der Nationale Ethikrat be- 
fasst sich mit den Fragen der biomedizinischen 
Forschung am Menschen, deren Regelung in 
dem Übereinkommen zu Diskussionen in 
Deutschland geführt hat. Eine Stellungnahme, 
die die Bundesregierung bei ihrer Meinungsbil- 
dung berücksichtigen kann, liegt noch nicht vor. 

Nr. 168: Zusatzprotokoll zum Übereinkommen zum 
Schutz der Menschenrechte und der Men- 
schenwürde im Hinblick auf die Anwendung 
von Biologie und Medizin über das Verbot 
des Klonens von menschlichen Lebewesen, 
12. Januar 1998 

Das Zusatzprotokoll kann nicht ohne vorherige 
oder gleichzeitige Ratifikation des Übereinkom- 
mens über Menschenrechte und Biomedizin 
(Nr. 164) ratifiziert werden. 

Nr. 175: Europäisches Übereinkommen zur Förde- 
rung der staatenüb ergreifenden Freiwilligen- 
arbeit für Jugendliche, 11. Mai 2000 

Die Bundesregierung prüft, ob die bestehenden 
rechtlichen Bedenken ausgeräumt werden kön- 
nen und die baldige Zeichnung und Ratifizie- 
rung möglich ist. 

Nr. 186: Zusatzprotokoll über die Transplantation 
von Organen und Gewebe menschlichen Ur- 
sprungs zum Übereinkommen über Men- 
schenrechte und Biomedizin, 24. Januar 2002 

Das Zusatzprotokoll kann nicht ohne vorherige 
oder gleichzeitige Ratifikation des Übereinkom- 
mens über Menschenrechte und Biomedizin 
(Nr. 164) ratifiziert werden. 

Nr. 192: Übereinkommen über den Umgang mit Kin- 
dern, 15. Mai 2003 

Deutschland hat das Übereinkommen noch 
nicht unterzeichnet, da ein Ratsbeschluss, der 
den EU-Staaten die Unterzeichnung freistellt, 
noch nicht erreicht werden konnte. 

Nr. 195: Zusatzprotokoll zum Übereinkommen über 
Menschenrechte und Biomedizin betreffend 
biomedizinische Forschung, 25. Januar 2005 

Deutschland hat sich intensiv an der Erarbeitung 
des Protokolls beteiligt und begrüßt die Fort- 
schritte, die mit dem Protokoll für den Schutz 
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von Probanden in der biomedizinisehen For- 
sehung erreieht werden. 

Die Ratifikation der Zusatzprotokolle, welehe 
die Grundsätze des Übereinkommens konkreti- 
sieren und weiterentwiekeln, setzt die Ratifika- 
tion des Übereinkommens (Nr. 164) selbst 
voraus. Die Bundesrepublik, die das Überein- 
kommen bislang noeh nieht unterzeiehnet hat, 
kann daher aueh nieht die von ihr wesentlieh 
mitgestalteten Zusatzprotokolle unterzeiehnen. 
Die in der Öffentliehkeit und im parlamentari- 
sehen Raum anhaltende Diskussion über das 
Übereinkommen betrifft insbesondere die im 
Abkommen - wenn aueh unter strengen Voraus- 
setzungen - zugelassene fremdnützige For- 
sehung an nieht einwilligungsfahigen Mensehen 
und die Regelungen zum Sehutz von Embryo- 
nen. 

Nr. 200: Übereinkommen des Enroparats über die 
Vermeidnng von Staatenlosigkeit in Znsam- 
menhang mit Staatennachfolge, 19. Mai 2006 

Das Übereinkommen ist seit dem 19. Mai 2006 
zur Zeiehnung aufgelegt. Die Frage einer Staa- 
tennaehfolge stellt sieh für Deutsehland nieht. 
Inhaltlieh werden die in dem Abkommen ange- 
sproehenen Garantien vom deutsehen Staats- 
angehörigkeitsreeht bereits heute abgedeekt. 
Die Bundesregierung hat die Zeiehnung des Ab- 
kommens besehlossen. 

Nr. 203 (neu):Zusatzprotokoll zum Übereinkommen 
über Menschenrechte und Biomedizin zu 
genetischen Untersuchungen zu Gesundheits- 
zwecken, 27. November 2008 

Das Zusatzprotokoll, das das nötige Sehutz- 
niveau bei genetisehen Untersuehungen zu Ge- 
sundheitszweeken sieherstellen soll, kann eben- 
falls nieht ohne vorherige oder gleiehzeitige 
Ratifikation des Übereinkommens über Men- 
sehenreehte und Biomedizin (Nr. 164) ratifiziert 
werden. 

Abschnitt III 

Europarats-Übereinkommen, deren Inhalt dureh Zeit- 
ablauf gegenstandslos geworden ist und Übereinkommen, 
deren Unterzeiehnung oder Ratifikation nieht beabsieh- 
tigt ist 

Nr. 27: Europäische Vereinbarung über den Aus- 
tausch von Programmen mit Fernsehfilmen, 
15. Dezember 1958 

Das Übereinkommen ist dureh EU-Riehtlinien 
weitgehend überholt. Die Unterzeiehnung dureh 
die Bundesrepublik Deutsehland wäre nieht 
sinnvoll. 


Nr. 37: Europäisches Übereinkommen über den Rei- 
severkehr von Jugendlichen mit Sammelaus- 
weisen zwischen den Mitgliedstaaten des 
Europarates, 16. Dezember 1961 

Die Unterzeiehnung erseheint weiterhin nieht 
sinnvoll. Von den gegenwärtigen Vertragsstaa- 
ten des Europaratsübereinkommens vom 
16. Dezember 1961 sind die ehemalige jugosla- 
wisehe Republik Mazedonien und die Türkei 
die einzigen Staaten, deren Staatsangehörige bei 
der Einreise naeh Deutsehland eines Reisepas- 
ses und eines Visums bedürfen. 

Naeh Maßgabe des § 22 der Aufenthaltsverord- 
nung sind jedoeh mazedonisehe und türkisehe 
Sehüler vom Erfordernis eines Aufenthaltstitels 
befreit, wenn sie in einer Sammelliste eingetra- 
gen sind, keine Erwerbstätigkeit ausüben und 
ihren Wohnsitz innerhalb der EU, des Europäi- 
sehen Wirtsehaftsraumes (EWR), der Sehweiz 
oder in einem in Anhang 11 der Verordnung 
(EG) Nr. 539/2001 aufgeführten Staat haben. 
Über § 22 der Aufenthaltsverordnung hinaus 
kann jedoeh auf die Pass- und Visumspfiieht für 
drittstaatsangehörige Sehüler nieht verziehtet 
werden; ein entspreehender Kollektivreiseaus- 
weis (Sammelliste) ist daher nieht möglieh. 

Nr. 38: Europäisches Übereinkommen über gegen- 
seitige Hilfe auf dem Gebiet der medizini- 
schen Spezialbehandlungen und der klimati- 
schen Einrichtungen 

Das Übereinkommen wurde am 26. Juni 1962 
dureh Deutsehland unterzeiehnet. Insgesamt ist 
es bedeutungslos geblieben, nur aeht Staaten ha- 
ben es ratifiziert. Die Ratifizierung dureh die 
Bundesrepublik Deutsehland ist nieht beabsieh- 
tigt. 

Nr. 51: Europäisches Übereinkommen über die 
Überwachung bedingt verurteilter oder be- 
dingt entlassener Personen, 30. November 
1964 

Die Bundesrepublik Deutsehland hat das Über- 
einkommen am 30. November 1964 unterzeieh- 
net. Das Übereinkommen Nr. 51, das bisher von 
19 Staaten ratifiziert worden ist und dem im 
Hinbliek auf das Zusammenwaehsen der Staaten 
Europas zunehmende Bedeutung zukommen 
sollte, hat sieh in der Praxis nieht bewährt. Für 
den Bereieh der Europäisehen Union wurde es 
dureh den Rahmenbesehluss 2008/947/Jl des 
Rates vom 27. November 2008 über die An- 
wendung des Grundsatzes der gegenseitigen 
Anerkennung auf Urteile und Bewährungsent- 
seheidungen im Hinbliek auf die Überwaehung 
von Bewährungsmaßnahmen- und alternativen 
(ABI. L 337 vom 16. Dezember 2008, S. 102) 
ersetzt. 
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Nr. 52: Europäisches Übereinkommen über die Ahn- 
dung von Zuwiderhandlungen im Straßen- 
verkehr, 30. November 1964 

Die Bundesrepublik Deutschland hat das Über- 
einkommen am 30. November 1964 unterzeich- 
net. Nur fünf Staaten haben es ratifiziert. Ange- 
sichts dieser geringen Anzahl wird auch durch 
die Bundesrepublik Deutschland von der Ratifi- 
kation abgesehen. 

Nr. 56: Europäisches Übereinkommen zur Einfüh- 
rung eines einheitlichen Gesetzes über die 
Schiedsgerichtsbarkeit, 20. Januar 1966 

Die Bundesrepublik Deutschland hat das Über- 
einkommen nicht unterzeichnet. Die Aktualität 
dieses Übereinkommens ist durch das 1985 
von der Vollversammlung der Vereinten Natio- 
nen verabschiedete UNCITRAL-Modellgesetz 
(UNCITRAL: United Nations Commission on 
International Trade Law) weiter gemindert wor- 
den. Mit dem am 1. Januar 1998 in Kraft getre- 
tenen Schiedsverfahrens-Neuregelungsgesetz 
vom 22. Dezember 1997 (BGBl. 1 S. 3224) ist 
das UNCITRAL-Modellgesetz in das deutsche 
Recht übernommen worden. 

Nr. 57: Europäisches Übereinkommen über die Nie- 
derlassung von Gesellschaften, 20. Januar 
1966 

Das Übereinkommen wurde am 20. Januar 1966 
zur Zeichnung aufgelegt. Es ist von nur vier 
Staaten unterzeichnet worden und nicht in Kraft 
getreten. Die diesem Übereinkommen 1966 ge- 
gebenen Inhalte sind gegenstandslos geworden. 
Eine Ratifikation durch die Bundesrepublik 
Deutschland ist nicht beabsichtigt. 

Nr. 60: Europäisches Übereinkommen über Fremd- 
währungsschulden, 11. Dezember 1967 

Die Bundesrepublik Deutschland hat das Über- 
einkommen am 11. Dezember 1967 unterzeich- 
net. Es wurde bislang nur von Luxemburg ratifi- 
ziert und ist nicht in Kraft getreten. Eine 
Ratifikation ist daher nicht beabsichtigt. 

Nr. 61: (einschließlich Protokolle 61 A, 61 B) Euro- 
päisches Übereinkommen über konsularische 
Aufgaben, 11. Dezember 1967 

Die Bundesrepublik Deutschland hat das Über- 
einkommen am 11. Dezember 1967 unterzeich- 
net; es wurde nur von vier Staaten ratifiziert und 
ist nicht in Kraft getreten. Eine Ratifikation ist 
nicht beabsichtigt; das Übereinkommen bringt 
im Vergleich zu den bestehenden nationalen und 
völkerrechtlichen Vorschriften des Konsularge- 
setzes (KG) und des Wiener Übereinkommens 
über konsularische Beziehungen (WÜK) kei- 
nen praxisrelevanten Mehrwert. 


Nr. 68: Europäisches Übereinkommen über die Au- 
pair-Beschäftigung, 24. November 1969 

Der Europarat hat nach Überprüfung der Not- 
wendigkeit einer Modernisierung dieses Über- 
einkommens die Arbeiten mangels Bedarfs ei- 
ner Neufassung eingestellt. Eine größere Zahl 
von Mitgliedstaaten hat sich an einer Regelung 
des Gegenstandes uninteressiert gezeigt. Die 
Ratifikation des Übereinkommens wird als nicht 
mehr zeitgemäß angesehen. 

Nr. 70: Europäisches Übereinkommen über die 
internationale Geltung von Strafurteilen, 
28. Mai 1970 

Das Übereinkommen wurde bislang durch 
20 Mitgliedstaaten des Europarats ratifiziert. 
Die Bundesrepublik Deutschland hat das Über- 
einkommen am 28. Mai 1970 unterzeichnet, 
aber nicht ratifiziert, weil das im Übereinkom- 
men vorgesehene Verfahren zur Übertragung 
der Vollstreckung schwierig und langwierig ist. 
Zudem wird das Übereinkommen durch den 
EU-Rahmenbeschluss über die Anwendung des 
Grundsatzes der gegenseitigen Anerkennung 
auf Urteile in Strafsachen, durch die eine frei- 
heitsentziehende Strafe oder Maßnahme ver- 
hängt wird, für die Zwecke ihrer Vollsfreckung 
in der Europäischen Union für die Zusammenar- 
beif mit anderen EU-Mitgliedstaaten obsolet. 

Nr. 71: Europäisches Übereinkommen über die 
Rückführung Minderjähriger, 28. Mai 1970 

Das Übereinkommen ist nicht in Kraft getreten. 
Nur zwei Staaten haben es ratifiziert. Die Ratifi- 
kation dieses gegenstandslos gewordenen 
Übereinkommens durch die Bundesrepublik 
Deutschland wäre nicht sinnvoll. 

Nr. 72: Europäisches Übereinkommen über den 
Widerspruch bei international gehandelten 
Inhaberpapieren, 28. Mai 1970 

Die Bundesrepublik Deutschland hat das Über- 
einkommen am 28. Mai 1970 unterzeichnet. Für 
eine Ratifikation besteht kein Anlass. Das Über- 
einkommen hat sich wegen seines sehr kompli- 
zierten Verfahrens nicht bewährt und ist deshalb 
von allen bisherigen Vertragsstaaten gekündigt 
worden. 

Nr. 73: Europäisches Übereinkommen über die 
Übertragung der Strafverfolgung, 15. Mai 
1972 

25 Mitgliedstaaten des Europarats haben das 
Übereinkommen ratifiziert. Die Bundesrepu- 
blik Deutschland hat von der Zeichnung und 
Ratifikation des Übereinkommens abgesehen, 
da nicht erkennbar ist, dass das Übereinkommen 
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neben den bestehenden Rechtsgrundlagen in der 
Praxis tatsächlich zu Verbesserungen fuhren 
würde. 

Nr. 74A: Zusatzprotokoll zum Europäischeu Übereiu- 
kommeu über Staateuimmuuität, 16. Mai 
1972 

Das Zusatzprotokoll zum Europäischen Über- 
einkommen über Staatenimmunität sieht neben 
den im Übereinkommen selbst geregelten 
Rechtswegen wahlweise einen weiteren Rechts- 
weg zu dem Europäischen Gericht für Staa- 
tenimmunität vor. Das Protokoll ist in Kraft, 
allerdings nur von sechs Staaten ratifiziert, die 
letzte Ratifikation erfolgte bereits 1979. Eine 
Ratifizierung ist nicht beabsichtigt, weil die im 
Übereinkommen selbst vorgesehenen Rechts- 
wege zum Landgericht am Sitz der Bundesregie- 
rung bzw. zum Internationalen Gerichtshof zur 
Verwirklichung des Vertragszieles ausreichen. 

Das Protokoll muss als gegenstandslos angese- 
hen werden, da das Europäische Gericht für 
Staatenimmunität seit seiner Gründung mit kei- 
nem Verfahren befasst worden ist. 

Auch das Europäische Übereinkommen von 
1972 über Staatenimmunität selbst, das ohnehin 
nur von acht Staaten ratifiziert wurde, wird vo- 
raussichtlich wegen des Übereinkommens der 
Vereinten Nationen über die Immunität der Staa- 
ten und ihres Vermögens von der Gerichtsbar- 
keit weiter an Bedeutung verlieren. 

Nr. 75: Europäisches Übereinkommen über den Ort 
der Zahlung von Geldschulden, 16. Mai 1972 

Das Übereinkommen ist nicht in Kraft getreten. 
Nur drei Staaten haben es unterzeichnet. Die 
Ratifikation dieses gegenstandslos gewordenen 
Übereinkommens durch die Bundesrepublik 
Deutschland wäre nicht sinnvoll. 

Nr. 76: Europäisches Übereinkommen über die 
Berechnung von Fristen, 16. Mai 1972 

Die Bundesrepublik Deutschland hat das Über- 
einkommen am 16. Mai 1972 unterzeichnet. 
Eine Ratifikation ist nicht abzusehen. Sie würde 
in erheblichem Umfang Gesetzesänderungen 
zur Folge haben, ohne dass gegenüber dem gel- 
tenden Recht Verbesserungen eintreten. 

Nr. 77: Europäisches Übereinkommen über die 
Schaffung eines Systems zur Registrierung 
von Testamenten, 16. Mai 1972 

Die Bundesrepublik Deutschland hat das Über- 
einkommen am 16. Mai 1972 unterzeichnet, ln 
Deutschland besteht bereits ein eingespieltes 
und im Jahre 2001 erneut überprüftes Verfahren 
zur Registrierung von Testamenten, das sich 


über Jahrzehnte bewährt hat. Damit ist eines der 
wesentlichen Anliegen des Übereinkommens 
bereits erfüllt. Außerdem wird demnächst die 
Europäische Union einen Rechtsakt zum Er- 
brecht vorlegen, in dem Regelungen über die 
Registrierung von Testamenten enthalten sein 
könnten. Diese Entwicklung sollte abgewartet 
werden. Die Ratifikation wird daher nicht in Be- 
tracht gezogen. 

Nr. 78: Europäisches Übereinkommen über soziale 
Sicherheit, 14. Dezember 1972 

sowie 

Nr. 78a: Zusatzvereinbarung zur Durchführung des 
Europäischen Abkommens über soziale 
Sicherheit, 14. Dezember 1972 

Das Übereinkommen sowie die dazugehörige 
Zusatzvereinbarung sind politisch überholt. Alle 
Mitgliedstaaten des Europarats, die dieses Über- 
einkommen ratifiziert haben, sind - mit Aus- 
nahme der Türkei - zwischenzeitlich Mitglied 
der Europäischen Union, so dass die Koordinie- 
rung der Systeme der Sozialen Sicherheit dieser 
Staaten nicht mehr nach den Regeln des Euro- 
päischen Übereinkommens über soziale Sicher- 
heit, sondern nach den Regeln der Verordnung 
(EWG) Nr. 1408/71 erfolgt. Im Verhältnis zur 
Türkei besteht ein bilaterales deutsch-türkisches 
Sozialversicherungsabkommen vom 30. April 
1964. Für eine Ratifikation des Europäischen 
Übereinkommens besteht deshalb keine Not- 
wendigkeit mehr, gleiches gilt für die darauf ba- 
sierende Zusatzvereinbarung. 

Nr. 79: Europäisches Übereinkommen über die zivil- 
rechtliche Haftung für die durch Kraftfahr- 
zeuge verursachte Schäden, 14. Mai 1973 

Deutschland hat das Übereinkommen am 
14. Mai 1973 unterzeichnet. Daneben haben 
Norwegen und die Schweiz das Übereinkom- 
men unterzeichnet, aber nicht ratifiziert. Es 
muss als gescheitert angesehen werden. Die Ra- 
tifikation durch Deutschland ist nicht geplant. 
Im deutschen Recht wurde im Jahre 2002 der 
gegenüber der verschuldensunabhängigen Haf- 
tung greifende Einwand von der Unabwendbar- 
keit auf höhere Gewalt verengt. Im Zuge der 
Ratifikation wäre es erforderlich, diesen Aus- 
schluss wieder zu beseitigen, was nicht sachge- 
recht wäre. 

Nr. 80: Übereinkommen über die Leichenbeförde- 
rung, 26. Oktober 1976 

Im Interesse einer einheitlichen Rechtslage in den 
westeuropäischen Reiseländern hat die Bundes- 
regierung die Inkraftsetzung des Übereinkom- 
mens nach Konsultationen des deutschen Bestat- 
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tungsgewerbes stets davon abhängig gemacht, 
dass die wichtigsten Hauptreiseländer, die wie 
Deutschland Vertragsparteien des älteren sog. 
„Berliner Übereinkommens“ vom 10. Februar 
1937 sind, dem Übereinkommen beitreten. 

Bislang ist das Übereinkommen von dem für 
Deutschland bedeutenden Reiseland Italien 
noch nicht unterzeichnet und es ist offen, wann 
dies der Fall sein wird. Das deutsche Bestat- 
tungsgewerbe hat wiederholt darauf hingewie- 
sen, dass sich die Vorschriften des älteren Berli- 
ner Übereinkommens im Prinzip in der Praxis 
bewährt haben. 

Von der Einleitung eines Ratifikationsverfah- 
rens zu dem Europäischen Übereinkommen 
Nr. 80 über die Leichenbeforderung vom 
26. Oktober 1973 wird daher gegenwärtig noch 
abgesehen. 

Nr. 82: Europäisches Übereinkommen über die Un- 
verjährbarkeit von Kriegsverbrechen und 
Verbrechen gegen die Menschlichkeit, 25. Ja- 
nuar 1974 

Das Übereinkommen verpflichtet die Signatar- 
staaten, die Verfolgungs- und Vollstreckungs- 
verjährung für die noch nicht verjährten 
Kriegsverbrechen und Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit auszuschließen. Eine neue Fas- 
sung der Straftatbestände hat das Römische 
Statut des Internationalen Strafgerichtshofs 
(BGBl. 2000 11 S. 1393) gebracht, das Deutsch- 
land am 11. Dezember 2000 ratifiziert hat. Zur 
Anpassung des deutschen Strafrechts an die da- 
rin enthaltenen Strafbestimmungen und die völ- 
kergewohnheitsrechtlich abgedeckten und mit 
Strafe bewehrten Verbote und Schutzbestim- 
mungen der Genfer Abkommen hat Deutsch- 
land das Völkerstrafgesetzbuch geschaffen 
(BGBl. 2002 1 S. 2254), nach dem die Verfol- 
gung von Verbrechen nach diesem Gesetz und 
die Vollstreckung der deswegen verhängten 
Strafen nicht verjähren. Das Übereinkommen ist 
erst am 27. Juni 2003 nach fast dreißig Jahren in 
Kraft getreten, muss aber durch das Römische 
Statut als überholt betrachtet werden. Eine Rati- 
fikation durch die Bundesrepublik Deutschland 
ist daher nicht vorgesehen. 

Nr. 83: Europäisches Übereinkommen über den 
sozialen Schutz der Landwirte, 6. Mai 1974 

Das Übereinkommen ist zwar in Kraft getreten, 
jedoch bedeutungslos geblieben; nur neun Staa- 
ten haben es ratifiziert. Das Übereinkommen 
entspricht nicht dem agrarsozialen Sondersys- 
tem Deutschlands. Die Zeichnung durch die 
Bundesrepublik Deutschland ist daher nicht be- 
absichtigt. 


Nr. 84: Europäisches Übereinkommen über den Aus- 
tausch von Reagenzien zur Gewebetypisie- 
rung, 17. September 1974 

Das Übereinkommen ist durch EU-Richtlinien 
als überholt anzusehen. Die Ratifikation durch 
die Bundesrepublik Deutschland wäre daher 
nicht sinnvoll. 

Nr. 85: Europäisches Übereinkommen über die 
Rechtsstellung der nichtehelichen Kinder, 
15. Oktober 1975 

Das von 21 Staaten ratifizierte Übereinkommen 
enthält Vorschriften über u. a. die Feststellung 
der Abstammung und ihre Anfechtung, den Va- 
terschaftsnachweis, die elterliche Gewalt 
(Sorge) bei nichtehelichen Kindern und die 
Gleichstellung ehelicher und nichtehelicher 
Kinder in Fragen des Unterhalts- und Erbrechts. 
Deutschland hat es nicht unterzeichnet. 

Mit dem Kindschaftsrechtsreformgesetz, dem 
Kindesunterhaltsgesetz und dem Erbrechts- 
gleichstellungsgesetz, die am 1. April bzw. 
1. Juli 1998 in Kraft getreten sind, ist eine weit- 
gehende rechtliche Gleichstellung ehelicher und 
nichtehelicher Kinder erreicht worden. Die er- 
brechtlichen Sondervorschriften für das nichte- 
heliche Kind, die bislang der Hauptgrund für die 
Nichfzeichnung des Abkommens waren, sind 
bis auf für Abfälle forfgeltende Regelungen 
durch das Erbrechfsgleichsfellungsgesefz weg- 
gefallen. Das Übereinkommen wurde vor mehr 
als 25 Jahren zur Zeichnung aufgelegf und enf- 
spricht teilweise nicht mehr dem aktuellen Stand 
der gesellschaftlichen und rechtlichen Entwick- 
lung. Die Erwartung, dass sich weitere EU-Staa- 
ten dem Übereinkommen anschließen, hat sich 
nicht erfüllt. Die Ratifikation des Übereinkom- 
mens durch Deutschland ist daher nicht zweck- 
mäßig. 

Nr. 86: Zusatzprotokoll zum Europäischeu Ausliefe- 
ruugsübereiukommeu, 15. Oktober 1975 

Die Ratifikation des von 38 Staaten ratifizierten 
Zusatzprotokolls durch die Bundesrepublik 
Deutschland ist nicht zu erwarten. Kapitel 1 des 
Zusatzprotokolls enthält zum Teil sehr unbe- 
stimmte Regelungen. Bezüglich Kapitel 11 des 
Zusatzprotokolls ist im Augenblick kein zwin- 
gendes Bedürfnis dafür erkennbar, diese Rege- 
lungen über die Mifgliedsfaafen der EU hinaus 
auszudehnen. 

Nr. 88: Europäisches Übereiukommeu über die iuter- 
uatioualeu Wirkuugeu der Eutziehuug der 
Fahrerlaubuis für Kraftfahrzeuge, 3. Juui 1976 

Die Unterzeichnung und Ratifikation ist un- 
wahrscheinlich. Das Übereinkommen hat sich 
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weitgehend als ineffizient erwiesen. Die Richtli- 
nie 2006/126/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 20. Dezember 2006 über den 
Führerschein (Neufassung) enthält nun Rege- 
lungen, die sicherstellen, dass die Entziehung 
der Fahrerlaubnis in einem Staat der Europäi- 
schen Union nicht durch den Erwerb einer 
neuen Fahrerlaubnis in einem anderen Mitglied- 
staat der Europäischen Union umgangen werden 
kann. 

Nr. 89: Zusatzprotokoll vom 24. Juni 1976 zum 
Europäischen Übereinkommen über den 
Austausch von Reagenzien zur Gewebetypi- 
sierung, 17. September 1974 

Das Übereinkommen ist durch EU-Richtlinien 
als überholt anzusehen. Die Ratifikation durch 
die Bundesrepublik Deutschland wäre nicht 
sinnvoll. 

Nr. 91: Europäisches Übereinkommen über die Pro- 
dukthaftung bei Personenschäden und Tod, 
27. Januar 1977 

Das Übereinkommen ist bisher nur von vier 
Staaten (Österreich, Belgien, Frankreich, Lu- 
xemburg) unterzeichnet, von keinem ratifiziert 
worden und damit nicht in Kraft getreten. Mit 
dem Inkrafttreten des Übereinkommens ist an- 
gesichts der Regelung des europäischen Pro- 
dukthaftungsrechts auf EG-Ebene nicht zu rech- 
nen. Eine Zeichnung und Ratifikation durch die 
Bundesrepublik Deutschland ist daher nicht be- 
absichtigt. 

Nr. 92: Europäisches Übereinkommen über die 
Übermittlung von Anträgen auf Bewilligung 
von Prozesskostenhilfe, 27. Januar 1977 

Das Europäische Übereinkommen vom 
27. Januar 1977 über die Übermittlung von An- 
trägen auf Bewilligung von Prozesskostenhilfe 
wurde von der Bundesrepublik Deutschland am 
7. Dezember 1999 unterzeichnet. 

Inzwischen wurde am 27. Januar 2003 in der 
Europäischen Union die Prozesskostenhilfe- 
Richtlinie verabschiedet (Richtlinie 2003/8/EG). 
Diese Richtlinie erleichtert das Verfahren der 
Beantragung von Prozesskostenhilfe im Aus- 
land durch die Einführung von Standardformu- 
laren und die Festlegung von Übermittlungs- 
und Empfangsstellen. Diese Richtlinie gilt seit 
dem 1. Januar 2007 in allen 27 Mitgliedstaaten 
und deckt den weit überwiegenden Rechtshilfe- 
verkehr in Europa ab. Die Ratifikation des Euro- 
päischen Prozesshilfeübereinkommens, dem nur 
fünf Staaten angehören, die nicht Mitgliedstaa- 
ten der Europäischen Union sind, bringt keinen 
weiteren Fortschritt. 


Nr. 93 Europäisches Übereinkommen über die 
Rechtsstellung der Wanderarbeiter, 24. No- 
vember 1977 

Die Ratifikation ist nach wie vor nicht beabsich- 
tigt, da eine generelle Aufhebung der Zuwande- 
rungsbeschränkungen angesichts der anhalten- 
den hohen Arbeitslosigkeit in Deutschland und 
des bestehenden Anwerbestopps ausgeschlossen 
ist. Hieran ändert auch das im Januar 2005 in 
Kraft getretene neue Zuwanderungsgesetz 
nichts. Wesentliche Bereiche dieses Überein- 
kommens werden bereits durch die von 
Deutschland ratifizierte Europäische Sozial- 
charta erfasst. 

Nr. 95: Protokoll zur Änderung des Übereinkom- 
mens über die Verringerung der Mehrstaa- 
tigkeit und über die Wehrpflicht von Mehr- 
staatern, 24. November 1977 

sowie 

Nr. 96: Zusatzprotokoll zu den Übereinkommen 
über die Verringerung der Mehrstaatigkeit 
und über die Wehrpflicht von Mehrstaatern, 
24. November 1977 

Deutschland hat das Übereinkommen über eine 
Verringerung der Mehrstaatigkeit und über die 
Wehrpflicht von Mehrstaatern vom 6. Mai 1963 
am 21. Dezember 2001 gekündigt. Die Kündi- 
gung ist nach dem Ablauf der einjährigen Bin- 
dungsfrist am 22. Dezember 2002 wirksam ge- 
worden. Damit erübrigt sich die Ratifikation der 
gezeichneten Protokolle. 

Nr. 119: Europäisches Übereinkommen über straf- 
bare Handlungen im Zusammenhang mit 
Kulturgut, 23. Juni 1985 

Das Übereinkommen ist im Jahr 1985 von sechs 
Staaten unterzeichnet worden, die es allerdings 
in der Folgezeit nicht ratifiziert haben. Weitere 
Staaten haben das Übereinkommen nicht unter- 
zeichnet; es ist daher gegenstandslos geblieben. 
Die Unterzeichnung durch Deutschland wäre 
nicht sinnvoll. 

Nr. 128: Zusatzprotokoll zur Europäischen Sozial- 
charta, 5. Mai 1988 

Dieses Zusatzprotokoll ist vollinhaltlich in die 
Revidierte Europäische Sozialcharta übernom- 
men worden. Mit einer Unterzeichnung und Ra- 
tifikation der RESC (RESC: Revidierte Euro- 
päische Sozialcharta) durch die Bundesrepublik 
Deutschland würde sich eine eigenständige Ra- 
tifikation dieses Zusatzprotokolls erübrigen. 
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Nr. 129: Vereinbarung zur Anwendung des Europäi- 
schen Übereinkommens vom 17. Oktober 
1980 über die Gewährung ärztlicher Betreu- 
ung an Personen bei vorübergehendem Auf- 
enthalt, 26. Mai 1988 

Das Übereinkommen ist bereits in seinem Ent- 
stehungsjahr 1988 bedeutungslos gewesen. Kein 
Staat hat es unterzeichnet. Die Unterzeichnung 
dieses nicht in Kraft getretenen Übereinkom- 
mens durch die Bundesrepublik Deutschland 
wäre nicht sinnvoll. 

Nr. 130: Übereinkommen über Insidergeschäfte, 
20. April 1989 

Unterzeichnung und Ratifikation dieses Über- 
einkommens durch die Bundesrepublik 
Deutschland sind nicht beabsichtigt. Das Über- 
einkommen hat in der Staatenpraxis keine Be- 
deutung erlangt. Inhaltlich ist es durch eine EU- 
Richtlinie ersetzt worden. 

Nr. 133: Protokoll zum Übereinkommen über Insider- 
geschäfte vom 20. April 1989, 11. September 
1989 

Die Unterzeichnung und Ratifikation dieses 
Protokolls setzen die Unterzeichnung und Rati- 
fikation des Übereinkommens über Insiderge- 
schäfte vom 20. April 1989 (Nr. 130) voraus. 
Aus den aufgeführten Gründen kommen weder 
Unterzeichnung noch Ratifikation in Betracht. 

Nr. 136: Europäisches Übereinkommen über be- 
stimmte internationale Aspekte des Konkur- 
ses, 5. Juni 1990 

Das Übereinkommen ist nur von einem Staat 
(Zypern) ratifiziert und von sieben weiteren 
Staaten, darunter auch Deutschland, unterzeich- 
net worden. Die Ratifikation ist mit Rücksicht 
auf die Verordnung (EG) Nr. 1346/2000 über In- 
solvenzverfahren vom 29. Mai 2000 zurückge- 
stellt worden, die ausgehend von dem System 
von Haupt- und Sekundärinsolvenzverfahren 
eine noch engere Zusammenarbeit der Mitglied- 
Staaten auf dem Gebiet des Insolvenzrechts er- 
möglicht und am 3 1 . Mai 2002 in Kraft getreten 
ist. Für die Ratifikation des Übereinkommens 
besteht somit kein Anlass. 

Nr. 139: Europäische Ordnung der sozialen Sicherheit 
(revidiert), 6. November 1990 

Die revidierte Europäische Ordnung ist bislang 
von keinem Mitgliedstaat des Europarats ratifi- 
ziert worden, weshalb sie auch noch nicht in 
Kraft getreten ist. Da Deutschland bereits die 
Europäische Ordnung der Sozialen Sicherheit 
und das Protokoll hierzu (ETS Nr. 48) in vollem 
Umfang ratifiziert hat, die Normen der revidier- 


ten Ordnung aber darüber hinaus gehen - und 
teilweise - vom innerstaatlichen Sozialrecht 
nicht erreicht werden, besteht für Deutschland 
zu einer Ratifikation der revidierten Ordnung 
kein Anlass. 

Nr. 142: Protokoll zur Änderung der Europäischen 
Sozialcharta, 21. Oktober 1991 

Gegen die Ratifikation bestehen weiterhin 
Bedenken wegen der mit diesem Protokoll an- 
gestrebten Rechtsauslegungs- und Rechtsfort- 
bildungsbefugnis durch den Ausschuss unab- 
hängiger Sachverständiger und der damit 
einhergehenden Einschränkung des Mitsprache- 
rechts der Vertragsstaaten. Soweit das Protokoll 
unbedenkliche Regelungen enthält, insbeson- 
dere zur Erhöhung der Mitgliederzahl des Aus- 
schusses unabhängiger Sachverständiger, wur- 
den entsprechende Ergebnisse zwischenzeitlich 
anderweitig herbeigeführt (vgl. das Gesetz zur 
Änderung der Europäischen Sozialcharta vom 
16. Mai 2001, BGBl. 11 S. 496). 

Nr. 149: Zweites Protokoll zur Änderung des Überein- 
kommens über die Verringerung von Mebr- 
staatigkeit und die Wehrpflicht von Mehr- 
staatern, 2. Februar 1993 

Deutschland hat das Übereinkommen über die 
Verringerung der Mehrstaatigkeit und über die 
Wehrpflicht von Mehrstaatern vom 6. Mai 1963 
am 21. Dezember 2001 gekündigt. Die Kündi- 
gung ist nach Ablauf der einjährigen Bindungs- 
frist am 22. Dezember 2002 wirksam geworden. 
Damit erübrigt sich die Zeichnung des Zweiten 
Protokolls vom 2. Februar 1993. 

Nr. 150: Übereinkommen über die zivilrechtliche Haf- 
tung für Schäden, die aus umweltgefährden- 
den Tätigkeiten resultieren, 21. Juni 1993 

Das Übereinkommen ist nicht in Kraft. Es 
wurde bisher von nur neun Staaten unterzeich- 
net, die mit Ausnahme von Island alle EU-Mit- 
gliedstaaten sind. 

Die Anwendbarkeit des Übereinkommens in 
Deutschland würde das geltende zivilrechtliche 
Umwelthaftungsrecht hinsichtlich des Haf- 
tungsumfangs erheblich verschärfen. Ange- 
sichts der Schwierigkeiten, welche die im Ver- 
ordnungswege festzulegende Deckungssumme 
seit dem Inkrafttreten des Umwelthaftungsge- 
setzes bereitet, und wegen der mit einer Auswei- 
tung des Haftungsumfangs verbundenen weit 
reichenden und wenig kalkulierbaren neuen 
Haftungsrisiken kann die Zeichnung und Ratifi- 
kation des Übereinkommens für Deutschland 
nicht in Betracht kommen. Wenn überhaupt, 
dann ist eine Harmonisierung der Umwelthaf- 
tung auf der Ebene des Gemeinschaftsrechts an- 
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zustreben, das mit der öffentlieh-reehtlieh aus- 
geriehteten Umwelthaftungsriehtlinie bestimmte 
Aspekte der Umwelthaftung aueh bereits har- 
monisiert hat. 

Nr. 154: Protokoll zum Europäischen Abkommen 
über Soziale Sicherheit, 11. Mai 1994 

Die Beziehungen auf dem Gebiet der Sozialen 
Sieherheit zwisehen der Bundesrepublik 
Deutsehland und den Mitgliedstaaten des Euro- 
parats sind im wesentliehen dureh das Recht der 
Europäischen Union sowie durch bilaterale Ab- 
kommen geregelt. 

Diese bestehenden Regelungen reichen aus; für 
zusätzliche Regelungen durch ein mehrseitiges 
Instrument des Europarats ist derzeit kein Be- 
darf ersichtlich. 

Alle fünf Mitgliedstaaten des Europarats, die 
das Protokoll zum Europäischen Abkommen 
über Soziale Sicherheit vom 11. Mai 1994 un- 
terzeichnet haben (Griechenland, Luxemburg, 
Österreich, Portugal, Tschechische Republik) 
sind Mitglied der Europäischen Union. 

Nr. 158: Zusatzprotokoll zur Europäischeu Sozial- 
charta über Kollektivbeschwerdeu, 9. No- 
vember 1995 

Gegen Unterzeichnung und Ratifikation beste- 
hen weiterhin insbesondere deshalb Bedenken, 
weil das Überwachungsverfahren durch den 
Sachverständigenausschuss zu Lasten des Re- 
gierungsausschusses dominiert wird. 

Nr. 176: Europäisches Laudschaftsübereiukommeu, 
20. Oktober 2000 

Die Zeichnung des Europäischen Landschafts- 
Übereinkommens wird von der Bundesregierung 
nicht angestrebt. Aufgrund der begrenzten fi- 
nanziellen und personellen Ausstattung auf der 
Ebene des Bundes, aber auch bei den Ländern, 
ist es besonders wichtig, dass auch im interna- 
tionalen Bereich eine Konzentration auf Pro- 
jekte erfolgt, bei denen gewährleistet ist, dass 
sie einen Anstoß für wesentliche Verbesserun- 
gen für den Umwelt- und Naturschutz in 
Deutschland und den übrigen beteiligten Staaten 
geben. Dies ist im Falle des Europäischen Land- 
schaftsübereinkommens nicht zu erwarten. Na- 
turschutz spielt in dem Übereinkommen nur 
eine untergeordnete Rolle, es geht hier vielmehr 
darum, das Recht des Menschen auf Bestim- 
mung über die ihn umgebende Landschaft zu 
bekräftigen und Verwaltungen auf verschiede- 
nen Ebenen (lokal, regional, national und inter- 
national) zur Zusammenarbeit aufzurufen. 

Zu erwarten wäre weiterhin mittelfristig ein er- 
höhter Verwaltungsaufwand sowie neue kost- 


spielige Verwaltungsstrukturen im Bereich des 
Europarats bzw. Bindung vorhandener personel- 
ler und finanzieller Mittel, die dann anderen 
Projekten nicht mehr zur Verfügung stehen. 

Nr. 178: Europäisches Übereinkommen über den 
rechtlichen Schutz von zugangskontrollierten 
Diensten und von Zugangskontrolldiensten, 
24. Januar 2001 

Dieses Übereinkommen ist in Kraft. Das Über- 
einkommen liegt in der Zuständigkeit der Europäi- 
schen Union, die es für die Mifgliedsfaafen in 
Kraft gesefzf hat. Dazu ist die Richtlinie 98/84 EG 
des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 20. November 1998 über den rechtlichen 
Schutz von zugangskontrollierten Diensten und 
von Zugangskontrolldiensten (Zugangskontroll- 
dienste-Richtlinie) erlassen worden, die in 
Deutschland durch das Zugangskontrolldienste- 
schutzgesetz (ZKDSG) umgesetzt ist. Weitere 
Maßnahmen sind nicht erforderlich. Die Bun- 
desrepublik Deutschland hat keinen Anlass, das 
Übereinkommen zu unterzeichnen oder zu rati- 
fizieren. 

Nr. 179: Zusatzprotokoll zum Europäischen Überein- 
kommen über die Übermittlung von Anträ- 
gen auf Bewilligung der Prozesskostenhilfe, 
4. Oktober 2001 

Hinsichtlich des Zusatzprotokolls wird auf die 
Ausführungen unter Nr. 92 (Europäisches Über- 
einkommen vom 27. Januar 1977 über die Über- 
mittlung von Anträgen auf Bewilligung der Pro- 
zesskostenhilfe) verwiesen. 

Nr. 180: Übereinkommen über Informatik und recht- 
liche Zusammenarbeit „Dienste der Informa- 
tionsgesellschaft“, 4. Oktober 2001 

Dieses Übereinkommen ist mangels der erfor- 
derlichen Zahl von fünf Ratifikationen noch 
nicht in Kraft. Die Europäische Gemeinschaft 
hat unterzeichnet und wird nach Inkrafttreten 
des Abkommens die Notifizierungen nach der 
Informationsrichtlinie lediglich weiterleiten. 
Eine eigenständige Unterzeichnung durch die 
EU-Mitgliedstaaten würde zu einer eigenen No- 
tifizierungspfiicht der EU-Mitgliedstaaten füh- 
ren, die gerade vermieden werden sollfe. Daher 
beabsichtigf die Bundesregierung nicht, das 
Übereinkommen zu unterzeichnen. 

Nr. 199: Rahmenübereinkommen des Europarats 
über den Wert des Kulturerbes für die 
Gesellschaft, 27. Oktober 2005 

Das Übereinkommen wurde 2005 zur Zeich- 
nung aufgelegt und bisher von 15 Staaten 
unterzeichnet. Derzeit liegen lediglich sechs Ra- 
tifizierungen vor - mit Ausnahme Norwegens 
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ausschließlich von mittel- und osteuropäischen 
sowie Staaten des Balkans. Ob und gegebenen- 
falls wann das zum Inkrafttreten der Rahmen- 
konvention erforderliche Quorum von zehn Ra- 
tifikationen erreicht sein wird, ist nicht 
absehbar. 

Bisher haben lediglich drei EU -Mitgliedstaaten 
(Luxemburg, Slowenien und Portugal) das 
Übereinkommen unterzeichnet, nur Slowenien 
hat auch ratifiziert. Mit einer Ratifikation durch 
die größeren EU-Staaten ist auf absehbare Zeit 
nicht zu rechnen. 

Inhaltlich zeichnet sich das Übereinkommen 
durch sehr allgemeine und unterschiedlich aus- 
legbare Formulierungen aus und leistet damit 


potentieller Rechtsunsicherheit Vorschub. 
Wesentliche Bereiche ihrer Regelungsmaterie 
werden bereits von anderen internationalen 
Übereinkommen (u. a. UNESCO Welterbekon- 
vention, UNESCO-Konvention über die Vielfalt 
kultureller Ausdrucksformen, Europäische Rah- 
menkonvention zum Schutz nationaler Minder- 
heiten, Europäische Charta der Minderheiten- 
sprachen etc.) abgedeckt. Ein Beitritt zum 
Übereinkommen würde im Übrigen umfangrei- 
che administrative Verpflichtungen (u. a. Moni- 
toring-Mechanismen) mit sich bringen, denen 
kein konkreter kulturpolitischer Nutzen gegen- 
überstünde. 

Vor diesem Hintergrund ist eine Unterzeichnung 
durch Deutschland nicht sinnvoll. 
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